
 

 

Kopieren und verbreiten, auch versenden an Politiker und Medien, ausdrücklich erwünscht. 
 

Italien, Südtirol 
 
Staat und das Land Südtirol verweigern die Schaffung der Voraussetzungen, damit 
Eltern ihre Kinder ordnungsgemäß Pflichtimpfen lassen können - und bestrafen die 
Eltern. 
In Italien, so auch in Südtirol besteht eine gesetzliche Impfpflicht für Kinder für Polio, 
Hepatitis B, Tetanus und Diphtherie - Impfungen. Eltern die ihre Kinder nicht impfen 
lassen, müssen eine Strafe zahlen (ca. 200 Euro je Impfung). Eltern, die sich den Luxus 
des Freikaufen materiell nicht leisten können, müssen in ihre Kinder Nervengifte 
(Quecksilber, Aluminium, sog. Impfzusatzstoffe) implantieren lassen. 
1994 stellte das Verfassungsgericht in Italien fest, dass dem Staat grundsätzlich das 
Recht zusteht, Pflichtimpfungen durch das Gesetz zu regeln, der Staat aber verpflichtet 
ist, damit das individuelle Risiko so gering wie möglich gehalten wird, in einem Gesetz 
die ärztliche Prüfung der Impftauglichkeit zu regeln. Auch nach 8 Jahren kam der Staat 
dieser seiner verfassungsmäßigen Verpflichtung nicht nach, ein solches Gesetz zu 
schaffen. 
- Weil der Gesetzgeber in Rom sich weigert, dieses Gesetz zu schaffen, können die 
Kinder vor Impfung in Italien nicht auf der Grundlage des vom Verfassungsgericht 
verlangten Gesetzes vor Impfung ärztlich untersucht werden und damit auch nicht 
entsprechend von Verfassung und Gesetz verlangten Voraussetzungen geimpft 
werden. In Italien verweigert der Gesetzgeber und das Ministerium in Rom die 
Möglichkeit der Durchführung der gesetzlich abverlangten Pflichtimpfungen. 
Verschiedene Gesetze begründen in Italien das Recht der Eltern, auf Information über 
die durchzuführenden Pflichtimpfungen vor Durchführung der Pflichtimpfungen. Die 
Gesetze verpflichten die Sanitätsdirektionen den Eltern diese Informationen zu 
erbringen. Seit Juni 2001 ersuchen Eltern in Südtirol erfolglos die Sanitätsbehörden vor 
Durchführung der Pflichtimpfungen um Informationen über die veröffentlichten, den 
Pflichtimpfungen zugrundeliegenden wissenschaftlichen (d.h. überprüfbaren und 
nachvollziehbaren) Verursachungsnachweise und Erregernachweise. Nach 
anfänglichen Irreführungsversuchen, insbesondere durch Frau Dr. Morosetti (Biologin) 
und Herrn Dr. Simeoni (Mediziner) wird jetzt in Südtirol von den Sanitätsdirektionen 
nicht einmal mehr der Versuch der Irreführung vor Impfungen unternommen.  
- Gestützt durch den Landeshauptmann Dr. Durnwalder und dem Landesrat für 
Gesundheits- und Sozialwesen Dr. Saurer weigern sich die Sanitätsdirektionen in 
Südtirol sein Monaten die ihnen vom Gesetze auferlegten Voraussetzungen zu 
schaffen, dass bei den Kindern in Südtirol die Pflichtimpfungen durchgeführt werden 
können. 
Weil der Gesetzgeber in Rom seiner ihm vom Verfassungsgericht aufgezeigten Pflicht 
nicht nachkommt und die Sanitätsdirektionen in Südtirol sich dienstpflichtwidrig 
weigern, ihren vom Gesetze auferlegten Informationspflichten vor Durchführung der 
Pflichtimpfungen zu erfüllen, verlangen die Sanitätsdirektionen von den Eltern die 
Zahlung von Strafen. 
Weil der Staat seine gesetzlichen Pflichten im Zusammenhang mit Pflichtimpfungen 
nicht erfüllt werden in Südtirol die Eltern bestraft und müssen Strafe an den Staat 
zahlen. 
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